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. Geſetz Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 40. 


(Nr. 7725.) Verordnung für die Hohenzollernſchen Lande zur Ausführung der Geſetze über 
die Kriegsleiſtungen und die Unterſtützung hülfsbedürftiger Familien der 
zum Dienfte einberufenen Mannſchaften der Reſerve, Landwehr und Erſatz— 

reſerve. Vom 17. Auguſt 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums, auf Grund des Ar⸗ 
tikels 63. der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850. und mit Bezug auf 
K. 2. der Bundespräſidial⸗Verordnung vom 7. November 1867. (Bundesgeſetzbl. 
S. 125.), für den Bereich der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 
Hel 
Die Verpflichtungen, welche durch die Geſetze, betreffend 
a) die Kriegsleiſtungen und deren Vergütung vom 11. Mai 1851. (Geſetz⸗ 
Scamml. ©. 362.), 
bp) die Unterſtützung der bedürftigen Familien zum Dienſte einberufener Re⸗ 
ſerve⸗ und Landwehr⸗Mannſchaften vom 27. Februar 1850. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 70.), ö 
e) die Unterſtützung der bedürftigen Familien zum Dienſte einberufener Mann⸗ 
ſchaften der Erſatz⸗Reſerve vom 8. April 1868. (Bundesgeſetzbl. S. 38.) , 
den Kreiſen auferlegt ſind, haben in den Hohenzollernſchen Landen die Oberamts⸗ 
bezirke zu erfüllen. 

Die Obliegenheiten des Landrathes ſind hierbei durch den Oberamtmann, 
die Geſchäfte des Kreistages durch eine Verſammlung der Ortsvorſteher (Bürger⸗ 
meiſter, Stadtſchultheiß und Vögte) des Oberamtsbezirks beziehungsweiſe der Stell⸗ 
vertreter derſelben wahrzunehmen. 


| §. 2. 
5 Die von dem Oberamtsbezirke aufzubringenden Geldmittel und ſonſtigen 
Leiſtungen werden auf die einzelnen Gemeinden nach Verhältniß des Grund-, 
Jahrgang 1870. (Nr. 7725-7726.) 74 e⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 31. Auguſt 1870. 


an 


Gefäll⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer⸗Kapitals repartirt. Nach demſelben Maaß⸗ 
ſtabe erfolgt die Repartition in den einzelnen Gemeinden. 


8 
Die Obliegenheiten der Provinzial⸗Vertretung und des durch dieſelbe zu 
wählenden Ausſchuſſes ($$. 5. und 18. des Geſetzes vom 11. Mai 1851.) wer⸗ 
den von einer Kommiſſion wahrgenommen, welche aus dem Regierungspräſidenten 
und den Oberamtmännern des Regierungsbezirk beſteht. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Hauptquartier Pont à Mouſſon, den 17. Auguſt 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr, 7726.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lippe wegen Anlage einer Eiſenbahn von 
Lemförde über Herford und Detmold nach Bergheim reſp. Steinheim. 
Vom 10. Juli 1870. f 


Sem Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürſt 
zur Lippe, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen zwiſchen den 
beiderſeitigen Staatsgebieten zu vermehren, haben Behufs einer hierüber zu tref⸗ 
fenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: N 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Herrmann Dudden- 
hauſen, 
Seine Durchlaucht der Fürſt zur Lippe: 

Höchſtihren Präſidenten Theodor Heldman, 

welche unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 

Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind übereingekommen, eine Eiſen⸗ 
bahn von Lemförde über Bünde, Herford und Detmold nach Bergheim reſp. 
Steinheim zuzulaſſen und zu fördern. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird die Konzeſſion zum Bau und 
zum Betriebe der Bahn für die in Ihrem Gebiete belegene Strecke unter den 

in Preußen üblichen Bedingungen und nach Maaßgabe dieſes Vertrages Nau 
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Aktiengeſellſchaft ertheilen, welche für die Strecke im Fürſtenthum Lippe von der 
Fürſtlichen Regierung konzeſſionirt werden wird. Die Fürſtlich Lippiſche Regie⸗ 
rung hat jedoch zuvor bei der Königlich Preußiſchen General⸗Staatskaſſe die 
Summe von 150,000 Rthlr., buchſtäblich: Einhundert funfzig Tauſend Tha⸗ 
lern, baar oder in Preußiſchen Staats⸗ oder vom Staate garantirten Papieren 
oder in Preußiſchen Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗ Obligationen zu hinterlegen, welche der 
Preußiſchen Regierung als Pfand für die rechtzeitige, ſolide und überall den von 
der Preußiſchen Regierung feſtgeſtellten ſpeziellen Bauplänen entſprechende Aus⸗ 
führung der Bahn innerhalb des Preußiſchen Staatsgebietes, wie auch für die 
gehörige Ausrüſtung der Bahn mit den erforderlichen Betriebsmitteln haften ſoll. 
Erfolgt dieſe Kautionsbeſtellung in mindeſtens mit vier Prozent verzinslichen 
Papieren, ſo ſollen letztere zu ihrem Nominalwerthe berechnet werden. N 


Artikel II. 


Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß die zu 
konzeſſionirende Geſellſchaft ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in Det⸗ 
mold nehme, und daß das allgemeine geſetzliche Aufſichtsrecht des Staates über 
dieſelbe von der Fürſtlich Lippiſchen Regierung ausgeübt werde. 


Artikel III. 


Die Bahn ſoll im Anſchluſſe an die Venlo- Hamburger Bahn von Lem⸗ 
förde über Bünde, Herford, durch das Fürſtenthum Lippe nach der Hannover⸗ 
Altenbekener Bahn geführt werden und ſich an letztere auf dem Bahnhofe zu 
Bergheim oder zu Steinheim anſchließen. Die Wahl unter dieſen beiden Bahn⸗ 
höfen als Anſchlußpunkt bleibt dem Königlich Preußiſchen Handelsminiſterium 
vorbehalten. g a 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird für die Verbindung der Bahn 
mit dem Ihr zugehörigen Bahnhofe in Bünde keine erſchwerenden Bedingungen 
ſtellen, auch den Anſchluß, ſowohl auf den beiden der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gehörenden Bahnhöfen Lemförde und Herford, als auch bei dem der 

annover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft gehörenden Bahnhof Bergheim reſp. 

teinheim, thunlichſt zu erleichtern ſuchen. Ein Ueberkreuzen der Hannoverſchen 
Weſtbahn und der Cöln⸗Mindener Bahn bei Bünde reſp. Herford au niveau 
wird jedoch ausdrücklich ausgeſchloſſen. 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe, bleibt jeder der beiden kontrahirenden Regierun⸗ 
gen für Ihr Gebiet vorbehalten. Insbeſondere ſoll auch die landespolizeiliche 
Feſtſetzung der Wege, Uebergänge, Brücken, Durchläſſe, Flußkorrektionen, Vor⸗ 
fluthsanlagen und Parallelwege, ſowie der Lage der Bahnhöfe und Halteſtellen, 
nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen, in jedem Gebiete den 
dortigen kompetenten Behörden zuſtehen. f 


Artikel IV. 


Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreitet, 
(Ar. 7726.) 74 * ſollen 
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follen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige Kommiſſarien näher 
beſtimmt werden. 8 


Artikel V. 


Die Bahn wird zwar zunächſt nur mit Einem durchgehenden Geleiſe ver⸗ 
ſehen, das Terrain jedoch von vorn herein für eine doppelgeleiſige Bahn erwor⸗ 
ben werden. 

Bei dem Eintreten des Bedürfniſſes werden die Hohen Regierungen ſich 
über die Herſtellung des zweiten Geleiſes verſtändigen. 

Die Bahn und das geſammte Betriebsmaterial ſoll unter Beachtung der 
von dem Vereine der Deutſchen Eiſenbahnverwaltungen angenommenen einheit⸗ 
lichen Vorſchriften für den durchgehenden Verkehr derartig eingerichtet werden, 
daß die Transportmittel nach allen Richtungen hin auf die angrenzenden Bahnen 
ungehindert übergehen können. Insbeſondere ſoll die Spurweite der Geleiſe vier 
Fuß acht und einen halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen be⸗ 
tragen; die ſtärkſten Steigungen dürfen das Verhältniß 1: 100 nicht überſteigen 
1 kleinſte Radius bei Kurven auf freier Bahn ſoll nicht unter 350 Meter 

etragen. 


Artikel VI. 


Der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke geſchieht, 
inſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen ift, 
in jedem der beiden Gebietstheile nach den Beſtimmungen des dort geltenden 
Expropriationsgeſetzes. 

Jede der Hohen Regierungen wird für Ihr Gebiet der zu konzeſſionirenden 
Eiſenbahngeſellſchaft das Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen. 


Artikel VII. 


Der Bau der Bahn ſoll ſolide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 
Gefahren und Störungen des Betriebes nicht zu beſorgen ſind und Perſonen, 
Güter, ſowie rn Gegenſtände, welche auf Eiſenbahnen befördert zu werden 
geeignet find, ohne Nachtheile transportirt werden können. 

d Auf etwaigen Wunſch der Fürſtlich Lippiſchen Regierung wird die König⸗ 
lich Preußiſche Regierung durch Ihre Organe die techniſche Kontrole der Bau⸗ 
ausführung und der Unterhaltung der Bahn auch im Lippiſchen Staatsgebiete 
im Auftrage und für Rechnung der Fürſtlich Lippiſchen Regierung ausüben laſſen. 


Artikel VIII. 


Der Eigenthümer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Königlich Preußiſchem 
Gebiete entſtehen und gegen ihn geltend gemacht werden möchten, der Preußiſchen 
Gerichtsbarkeit und den Preußiſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen und zu ſolchem 
Zwecke in Herford Domizil zu nehmen, auch daſelbſt einen Vertreter zu beſtellen, 
an welchen die Verfügungen der Preußiſchen Behörden mit verbindlicher Kraft 
für den Eigenthümer inſinuirt werden können. 

i Der 
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5 Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 

zwiſchen Ihr und der zu konzeſſionirenden Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der 
Ihr über die betreffende Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte, einer 
Behörde zu übertragen. 

Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der 
kompetenten Polizei⸗ oder Gerichtsbehörden geeignet ſind. Die Eiſenbahnver⸗ 
waltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von der 
Königlich Preußiſchen Regierung reſſortiren, an dieſe zu wenden. 

Die gedachten Funktionen können von der Königlich Preußiſchen Regierung 
auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 


Artikel IX. 


Die im Preußiſchen Gebiete angeſtellten Beamten der Geſellſchaft ſind den 
Preußiſchen Landesgeſetzen unterworfen. Die Angehörigen des einen Staates, 
welche im Gebiete des anderen Staates angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus 
dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes nicht aus. 

Die zu konzeſſionirende Geſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die von ihr 
anzuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme 
der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil⸗ 
Anſtellungsberechtigung entlaſſenen Militairs, ſoweit ſie das fünfunddreißigſte 
Lebensjahr noch nicht überſchritten haben, zu wählen. 

Bei der Beſetzung der Beamtenſtellen innerhalb des Preußiſchen Gebietes 
ſoll übrigens auf die Bewerbungen Preußiſcher Unterthanen beſondere Rückſicht 
genommen werden. 


Artikel X. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Betriebe der in Ihrem 
Gebiete belegenen Bahnſtrecke eine Abgabe nach Maaßgabe des Preußiſchen Ge⸗ 
ſetzes vom 16. März 1867, erheben und bei der Berechnung derſelben den aus 
dem Verhältniß der Streckenlängen in beiden Gebieten ſich ergebenden Theil des 
Anlagekapitals, beziehungsweiſe die auf dieſen Theil des Anlagekapitals entfallende, 
gleichfalls nach dem Verhältniſſe der Streckenlängen ermittelte Quote der aus 
dem Betriebe ſich ergebenden Reineinnahme als ſteuerpflichtigen Reinertrag zu 
Grunde legen. Die Zahlung erfolgt jährlich postnumerando und zwar zum 
erſten Male für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar 
beginnende Rechnungsjahr. 

Die Fürſtlich Lippiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich, und zwar ſpäteſtens 
vier Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres, mittheilen und für die Ab⸗ 
führung der Abgabe an die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu be⸗ 
zeichnende Kaſſe Sorge tragen. 

Außer dieſer Abgabe werden im Königlich Preußiſchen Gebiete weitere 
Staatsſteuern von dem Betriebe der Bahn, ſowie eine Grundſteuer vom Bahn⸗ 
körper ſelbſt nicht erhoben werden. 

(Nr. 7726.) Art. 
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Artikel XI. 


Die Hohen kontrahirenden Regierungen werden für die in Ihren Gebieten 
belegenen Bahnſtrecken das Bahnpolizei⸗Reglement und das Betriebs⸗Reglement 
des Norddeutſchen Bundes in Kraft treten laſſen. 

Den auf der Preußiſchen Strecke fungirenden Eiſenbahnbeamten der 
Lippiſchen Bahnverwaltung werden in Bezug auf die Bahnpolizei dieſelben Be⸗ 
fugniſſe eingeräumt werden, welche bei Preußiſchen Eiſenbahnen die betreffenden 
Bahnbeamten auszuüben haben und find diefelben zu dieſem Zweck auf Präſen⸗ 
1 5 Bahnverwaltung bei den zuftändigen Preußiſchen Behörden in Pflicht 
zu nehmen. 8 

Die von der einen Regierung geprüften Betriebsmittel ſollen ohne weitere 
Reviſion auch in dem Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel XII. 


Die Genehmigung und nöthigenfalls die Abänderung des Fahrplans bleibt 
jeder Regierung für deren Gebiet vorbehalten. 

Auf der Bahn in ihrer ganzen Ausdehnung ſollen mindeſtens täglich drei 
Züge in beiden Richtungen mit Perſonenbeförderung eingerichtet werden und 
hiervon nicht weniger als zwei Züge eine vierte Wagenklaſſe führen. f 
; Bezüglich des Tarifs bleibt der Preußiſchen Regierung für Ihr Gebiet die 

Genehmigung für die bei der Betriebseröffnung einzuführenden Fahrgeld⸗ und 
Frachtſätze im Perſonen⸗ und Güterverkehre und für ſpätere Erhöhungen dieſer 
Sätze vorbehalten. 

Sowohl bezüglich des Fahrplans, wie des Tarifs, werden beide Regierungen 
in jedem Falle ein Einverſtändniß im Intereſſe eines einheitlichen Betriebes der 
Bahn herbeizuführen bemüht ſein. 

Die zu konzeſſionirende Geſellſchaft ſoll verpflichtet ſein, auf Verlangen der 
Hohen Kontrahenten den Einpfennigtarif für den Transport von Kohlen und 

Koaks und event. der übrigen im Artikel 45. der Norddeutſchen Bundesverfaſſung 
bezeichneten Gegenſtände auf ihrer Bahn einzuführen. 

Die zu konzeſſionirende Geſellſchaft iſt ferner verpflichtet, ſoweit das 
Königlich Preußiſche Handelsminiſterium oder die Fürſtlich Lippiſche Regierung 
es im Verkehrsintereſſe für nöthig erachten, jederzeit auf Verlangen der be⸗ 
theiligten Regierung künftig mit anderen in⸗ und ausländiſchen Bahnverwal⸗ 
tungen für die Beförderung von Perſonen und Gütern einen durchgehenden 
Verkehr mittelſt direkter Expeditionen und direkter Tarife zu errichten und hierbei 
insbeſondere auch in ein gegenſeitiges Durchgehen der Transportmittel gegen die 
übliche, nöthigenfalls von der betheiligten Regierung feſtzuſetzende Vergütung zu 
willigen. Bezüglich dieſer direkten Tarife iſt die Geſellſchaft verpflichtet, auf 
Verlangen der betheiligten Regierung auf ihrer in dieſem neu einzurichtenden 
durchgehenden Verkehre zu berührenden Strecke den niedrigſten Tarif⸗Einheitsſatz 
pro Zentner und Meile zuzugeſtehen, welchen fie auf dieſer Strecke für die gleich⸗ 
artigen Transportgegenſtände in ihrem Lokaltarife erhebt. Sollte ſie jedoch in 
einem anderen durchgehenden Verkehre für jene Strecke ihrer Bahn einen 1 
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Artikel XIII. 


Beide Hohe Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß die Konzeſſion 
zum Bau und zum Betriebe der Bahn davon abhängig zu machen iſt, daß die 
Geſellſchaft ſich denjenigen Bedingungen unterwirft, welche im Intereſſe der Poſt⸗, 

Militair⸗ und Telegraphenverwaltung den im Norddeutſchen Bundesgebiete in 
neueſter Zeit konzeſſionirten Bahnen auferlegt ſind oder künftig durch Bundes⸗ 
beſchlüſſe allgemein noch auferlegt werden möchten. 


Artikel XIV. 


Beiden Hohen Regierungen ſoll der Geſellſchaft gegenüber das Recht reſer⸗ 
virt werden, die in Ihren Gebieten belegenen Strecken nach Maaßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes über Eifenbahn-Unternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838. an Sich zu bringen. Ungeachtet einer hiernach etwa eintretenden 
Veränderung in den Eigenthumsverhältniſſen der Bahn ſoll eine Unterbrechung 
des Betriebes auf derſelben niemals eintreten, vielmehr wegen Erhaltung eines 
ungeſtörten, einheitlichen Betriebes unter Anwendung gleicher Tarifſätze und 
Tarifbeſtimmungen für die ganze Bahnlinie zuvor eine den Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechende Verſtändigung ſtattfinden. 


(Nr. 7726.) Art. 
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Artikel XV. 


Sg 
a 


Beide vertragſchließende Hohe Regierungen behalten Sich, eine jede für Sich, | 


* 


das Recht vor, von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald die nach 
Artikel I. anzulegende Bahn nicht ſpäteſtens bis zum Ende des Jahres 1874. 
vollendet und dem Betriebe übergeben ſein ſollte. a 


Artikel XVI. 
Dieſer Vertrag ſoll in zwei Exemplaren ausgefertigt und zur landesherr⸗ 
lichen Ratifikation vorgelegt werden. 


Die Auswechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſpäteſtens 
binnen vier Wochen in Berlin ſtattfinden. 


Deſſen zu Urkund ift dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und beſiegelt worden. 


So geſchehen zu Berlin, den 10. Juli 1870. 
(L. S.) Herrmann Duddenhauſen. (L. S.) Theodor Heldman. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiſtzirt worden und die Auswechſelung der Ra⸗ 
tifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


